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Verfassungsmäßigkeit neben der partiellen Nichtanwen­
dung von § 5a Abs. 2 Satz 4 W G  a.F. auch der höchstrich­
terlichen Auslegung des § 8 W G  a.F. im Bereich der Le­
bensversicherungen

Zum Anspruch auf Wiedergutschrift eines Geldbetrages 
nach § 675u BGB nach Überweisung, insbesondere zum 
Einwand des Mitverschuldens der die Überweisung aus­
führenden Bank

Zur gerichtlichen Zuständigkeit bei Geltendmachung von 
Schadensersatz wegen unerlaubter Erbringung von Fi­
nanzdienstleistungen

Zur Frage, ob sich ein -  nicht zahlungswilliger oder zah­
lungsunfähiger -  Bieter durch Abgabe eines Gebots im 
Zwangsversteigerungsverfahren wegen Betrugs strafbar 
machen kann

Zur Befugnis der Wohnungseigentümergemeinschaft, 
kaufvertragliche Nacherfüllungsansprüche der Erwerber 
gegen den Bauträger geltend zu machen, wenn diese An­
sprüche auf Beseitigung der Mängel am Gemeinschaftsei­
gentum gerichtet sind; Sachmängelhaftung nach Kaufver­
tragsrecht bei zuvor vermieteten Eigentumswohnungen, 
die ein Bauträger ungefähr drei Jahre nach Errichtung ver­
äußert

Durchgeführte Abnahme maßgeblicher Zeitpunkt für die 
Beurteilung, ob ein Werk mangelhaft ist; keine M ängelhaf­
tung des Werkunternehmers wegen Verletzung einer Prü- 
fungs- und Hinweispflicht

Unwirksamkeit einer vom Bauträger in den AGB eines Er­
werbsvertrages verwendeten Klausel, welche die nach Ent­
stehen der werdenden Wohnungseigentümergemeinschaft 
und Abnahme des Gemeinschaftseigentums vertragschlie­
ßenden Erwerber an eine durch frühere Erwerber bereits 
erfolgte Abnahme des Gemeinschaftseigentums bindet

Kein Abzug des vom Unternehmer im Rahmen eines Ein­
heitspreisvertrags kalkulierten Zuschlags für Wagnis als er­
sparte Aufwendung bei Kündigung des Bestellers

Geltung des Werkvertragsrechts für Ansprüche der Erwer­
ber wegen Mängeln an neu errichteten Häusern oder Ei­
gentumswohnungen; keine Wirkung der Abnahme des Ge­
meinschaftseigentums zu Lasten von Nachzügler-Erwer­
bern; Unwirksamkeit von Klauseln, die eine solche Wir­
kung vorsehen
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Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die Verjäh­
rungsfrist von fünf Jahren für Arbeiten bei Bauwerken 
für die nachträgliche Errichtung einer Photovoltaikanla­
ge auf dem Dach einer Tennishalle Anwendung findet

Verabschiedung des „Gesetzes zur vorübergehenden 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht bei hochwasser- 
und starkregenfallbedingter Insolvenz " ; Referentenent­
wurf eines „ Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 
(EU) 2015/848 über Insolvenzverfahren'' (Durchfüh­
rungsgesetz zur Europäischen Insolvenzverordnung)
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